
zu Punkt  1: Der Bürgermeister begrüßt die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit 

fest.  

zu Punkt  2: Gegen das per E-Mail am 02.10.2025 übermittelte Protokoll der 

Gemeinderatssitzung vom 29.09.2025 werden keine Einwendungen erhoben. 

zu Punkt  3:   

Der zur Beschlussfassung vorgelegte Kriterienkatalog regelt Photovoltaikfreiflächenanlagen 

im Grünland zwischen 50 kWp und einer maximalen Fläche von 2 Hektar. Es werden auf 

Basis des Leitfadens „Widmungsart Grünland-Photovoltaikanlagen – Ein Leitfaden zur 

Ausweisung im Flächenwidmungsplan“ der Abteilung RU7 des Amts der NÖ 

Landesregierung Vorrang- und Eignungszonen festgelegt. Weiters wird in dem 

Kriterienkatalog auf das örtliche Entwicklungskonzept mit den definierten Potentialflächen 

für Freiflächenphotovoltaikanlagen verwiesen.  

Der Kriterienkatalog und die jeweils aktuelle Plandarstellung des örtlichen 

Entwicklungskonzeptes stellen die Grundlagen für Widmungen der Widmungsart „Grünland-

Photovoltaikanlagen“ für Anlagen zwischen 50 kW und 2ha dar. 

Der Kriterienkatalog und die zugehörige Plandarstellung wurde im Rahmen der Auflage der 

10.Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes dem Amt der NÖ Landesregierung zur 

Prüfung vorgelegt. Seitens der Amtssachverständigen für Raumordnung (Abt. BD4-OR) bzw. 

dem vom Amt der NÖ Landesregierung beauftragten nichtamtlichen Sachverständigen für 

Naturschutz (Firma coopNATURA - Büro für Ökologie & Naturschutz, Pollheimer & Partner 

OG, Kremstalstraße 77, 3500 Krems an der Donau) wurde kein Ergänzungs- bzw. 

Abänderungsbedarf in deren Gutachten angeführt. 

 

Der Herr Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag den folgenden Kriterienkatalog zu 

beschließen: 

 

Kriterienkatalog 
zur Definition örtlicher Vorrang- und Eignungszonen für die Widmung Grünland-

Photovoltaikanlage zur Errichtung von Photovoltaik – Freiflächenanlagen unter 2 ha im 
Gemeindegebiet der Gemeinde Waldenstein 

 
1.) Begriffsbestimmung 
Unter Photovoltaik-Freiflächenanlage versteht man eine Photovoltaikanlage, die nicht auf einem 
Gebäude oder an einer Fassade, sondern ebenerdig auf einer freien Fläche aufgestellt ist. 
Eine Freiflächenanlage ist ein fest montiertes System, bei dem mittels einer Unterkonstruktion 
die Photovoltaikmodule in einem bestimmten Winkel zur Sonne ausgerichtet werden. 
 
2.)   
Die nachfolgend festgelegten Kriterien beziehen sich ausschließlich auf die Festlegung der 
Widmung Grünland-Photovoltaikanlagen für Freiflächenanlagen zwischen 50 kWp und rund         
2 MWp oder einer zusammenhängenden Fläche von maximal 2 Hektar.  



 
3.)  
Folgende Eignungsbereiche werden für Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Gemeindegebiet 
festgelegt: 

a) Flächen, deren Bodenwertigkeit geringer als von 46,61% der im gesamten 
Gemeindegebiet befindlichen bewerteten Böden ist, sowie Grünlandbereiche, auf 
welchen keine landwirtschaftliche Nutzung möglich ist (Zusatz siehe Punkt 5 & 6).  
(Stand der Bodenbewertung Jänner 2024) 

b) landschaftsbildlich und ökologisch deutlich vorbelastete Flächen (Beispiele: versiegelte 
Flächen, Kläranagen, Freileitungstrassen, etc.) außerhalb des Siedlungsgebietes. 

c) Flächen im Nahbereich eines Netzeinspeisungspunktes (v.a. im Nahbereich vom 
Umspannwerk (Nachbargemeinde) und von Trafostationen sowie im Nahbereich 
bestehender Mittelspannungsleitungstrassen) mit bestehender oder mit vertretbarem 
Aufwand herstellbarer Möglichkeit der Netzanbindung. 

d) Anlagen mit geringer Raumwirksamkeit (Größe der Anlage, Fernwirkung, Einsehbarkeit 
im Landschaftsbild, Zerschneidung von Landschaftsräumen). 

e) Geeignet sind Flächen, die nicht im Bereich von Erweiterungsoptionen liegen und nicht 
unmittelbar (100 m) an die Widmung „Bauland-Wohngebiet“ bzw. an Erweiterungs-
möglichkeiten für Wohnzonen angrenzen. 

4.) 
Folgende Restriktionsbereiche werden für Photovoltaik-Freiflächenanlagen im Gemeindegebiet 
festgelegt: 

a) Flächen, deren Bodenwertigkeit innerhalb der besten 46,61% der im gesamten 
Gemeindegebiet befindlichen bewerteten Böden liegt (Ausnahme siehe Punkt 5 & 6). 

b) Wälder gemäß digitaler Katastralmappe (DKM) sowie Wald gemäß Forstgesetz in der 
jeweils gültigen Fassung ohne vorliegender Rodungsbewilligung. 
(Stand der DKM: Oktober 2023) 

c) Flächen innerhalb der Anschlaglinien von 100-jährlichen Hochwasser (sobald 
Abflussuntersuchungen vorliegen) sowie Gefahrenzonen (rote und gelbe Gefahrenzonen 
sowie braune und violette Hinweisbereiche) und ausgewiesene Vorbehaltsbereiche für 
technische oder biologische Maßnahmen lt. Gefahrenzonenplan der Wildbach- und 
Lawinenverbauung, sobald ein Gefahrenzonenplan für die Gemeinde verordnet wird. 
Weiters Gewässerflächen laut DKM sowie Schutzzonen für Wasserversorgungsanlagen 
laut NÖ Atlas. 

d) Bereiche mit ausgewiesenen Naturdenkmälern sowie „landschaftlich erhaltens- bzw. 
schutzwürdige Flächen und/oder ökologisch schutzwürdige Flächen“ gemäß dem 
Landschaftskonzept aus dem Jahr 2007. 

e) Rechtskräftig gewidmetes Bauland mit der Ausnahme von „Bauland-Agrargebiet-
Hintaus“, Verkehrsflächen und siedlungsbezogene Grünlandwidmungsarten (Grünland-
Spielplatz, Grünland-Sportstätte, Grünland-Parkanlage, Grünland-Friedhof, Grünland-
Freihalteflächen(-Offenlandflächen), Grünland-Grüngürtel und Grünland-
erhaltenswertes Gebäude), denkmalgeschützte Gebäude und im örtlichen 
Entwicklungskonzept ausgewiesene Erweiterungsmöglichkeiten für Wohnbauland. 
Weiters Pufferzonen von 100 m um „Bauland-Wohngebiet“ und 
Erweiterungsmöglichkeiten für Wohnzonen gemäß örtlichem Entwicklungskonzept und 
50 m Pufferzonen um erhaltenswerte Gebäude im Grünland. 

5.) 
Jene Flächen, welche im Zuge der Homogenisierung ergänzt wurden, werden als Prüfflächen 
ausgewiesen. Zudem werden jene Potentialflächen, welche mit agrarischen Schwerpunkträumen 
gemäß der „Verordnung über ein regionales Raumordnungsprogramm Bezirk Gmünd“ überlagern 
ebenfalls als Prüfflächen ausgewiesen.  
Prüfflächen können für Photovoltaik-Freiflächenanlagen herangezogen werden, wenn entweder 
 - eine Lage direkt bzw. nahe einer Leitungstrasse (Mittelspannung),  



 - oder eine eingeschränkte Sichtbarkeit bzw. die einfache Herstellung dieser inkl. eines  
   Mehrfachnutzens  
 - oder eine technische Vorbelastung des Bereichs (z.B. 110 kv Freileitung, Nahbereich zur 
   Landesstraße) 
vorliegt. 
Ebenso können Prüfflächen für Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen herangezogen 
werden, wenn ein Großteil der Projektfläche mit Potentialflächen überlagert und lediglich ein 
untergeordneter Anteil der Widmungsfläche auf Prüfflächen entfällt. 
 
6.) 
Ungeachtet der Bodenwertigkeit soll in den Hintausbereichen des Bauland-Agrargebietes nach einer 
Einzelfallprüfung die Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen bis zu einer Größe von maximal 
200 m² möglich sein.  
Die Errichtung einer Agri- Photovoltaik-Freiflächenanlage bis zu einer Größe von maximal 3000 m² 
soll in den Hintausbereichen des Bauland-Agrargebietes nach einer Einzelfallprüfung möglich sein. 
In diesen Fällen ist keine Überlagerung mit einer Prüf- bzw. Potentialfläche erforderlich.  
 
7.) 
Im Bereich von hochwertigen landschaftsgebundenen Erholungsräumen (z.B. bei etwaigen 
Sichtbeziehungen von Naherholungsgebieten oder Wanderwegen) ist abhängig vom geplanten 
Anlagentyp (v.a. Höhe und Breite) eine Einzelfallprüfung vorzusehen und dessen 
Landschaftsbildwirksamkeit sowie Auswirkungen auf die Erholungsfunktion und ob anderwärtige 
Ausschließungsgründe vorliegen zu prüfen. 
 
8.)  
Um eine Verfahrensbeschleunigung für die Widmung „Grünland-Photovoltaikanlagen“ zu 
unterstützen, können die jeweils erforderlichen Gutachten (z.B. Artenschutz, Tragfähigkeit, 
Blendwirkung, …)  seitens des Projektbetreibers oder Grundeigentümers auf deren Kosten 
beigebracht werden. 
 
9.) 
Bei einer Umwidmung in „Grünland-Photovoltaikanlage“ ist eine Prüfung auf Artenschutzrelevanz 
obligatorisch.  
 

10.) 
Die Einleitung eines Verfahrens zur Umwidmung in Grünland-Photovoltaikanlage erfolgt erst bei 
Vorliegen eines Netzzugangskonzepts oder einer Netzzugangsbestätigung sowie bei einer 
überwiegenden Überschneidung des Projektareals mit Potential- bzw. Prüfflächen gemäß dem 
örtlichen Entwicklungskonzept (ausgenommen Punkt 6) sowie nach Bedarf und im Anlassfall. 

 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den 

Kriterienkatalog zur Definition örtlicher Vorrang- und Eignungszonen für die 

Widmung Grünland-Photovoltaikanlage zur Errichtung von Photovoltaik – 

Freiflächenanlagen unter 2 ha im Gemeindegebiet der Gemeinde Waldenstein, 

wie oben angeführt, beschließen 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig        

 

 

 

 

 



zu Punkt  4:  

Der Entwurf der geplanten 10. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes war in 

der Zeit vom 05.09.2025 bis 17.10.2025 im Gemeindeamt Waldenstein öffentlich 

aufgelegt. Während dieser Frist wurden zwei schriftliche Stellungnahme eingebracht.  

 

1. Die Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt (WA1, Amt der NÖ Landesregierung) 

teilt in ihrer Stellungnahme (Gz.: WA1-ÖWG-11018/010-2016 vom 05.09.2025) 

als Verwaltung des öffentlichen Wassergutes in Vertretung der Republik Österreich 

(Land- und Forstwirtschaftsverwaltung – Wasserbau) als Eigentümerin von 

Gewässergrundstücken im Gemeindegebiet von Waldenstein mit, dass gegen die 

vorgesehene Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes 

(Flächenwidmungsplan) grundsätzlich kein Einwand besteht. Es sei jedoch 

unbedingt darauf zu achten, dass entlang der Gewässer ausreichend breite 

Betreuungs- und Erhaltungsstreifen frei von jeglicher Verbauung gehalten werden. 

Die Lage und Breite dieser Betreuungsflächen möge mit der zuständigen 

Wasserbauverwaltung (Abteilung Wasserbau des Amtes der NÖ Landesregierung 

bzw. Forsttechnischer Dienst für Wildbach- und Lawinenverbauung) festgelegt 

werden. 

Durch die geplanten Abänderungen sind keine relevanten Änderungen im Bereich 

der Betreuungs- und Erhaltungsstreifen vorgesehen bzw. wird die Zufahrt zum 

öffentlichen Wassergut nicht verschlechtert.  

 

Diese allgemein formulierte Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, sie führt 

jedoch nicht zu einer Abänderung der aufgelegten Widmungsänderungen. 

 

2. Die niederösterreichische Landes-Landwirtschaftskammer führt in ihrer 

Stellungnahme (Gz: 7.1./2025-095 vom 24.09.2025) zu Änderungspunkt A an, dass 

im gesamten Gemeindegebiet Potential- und Prüfflächen für 

Freiflächenphotovoltaikanlagen festgelegt werden. Aufgrund der zunehmenden 

Versiegelung ist grundsätzlich auf eine sparsame Inanspruchnahme von allen 

landwirtschaftlichen Böden zu achten, da diese für die zukünftige 

Lebensmittelproduktion und die regionale Versorgungssicherheit unentbehrlich 

sind. In der Prioritätenreihung sind Dachflächen vor nichtgenutzten versiegelten 

Flächen vor Flächen minderer Bonität zu nutzen. 

Im Leitfaden „Widmung für Photovoltaikanlagen im Freiland“ des Amts der NÖ 

Landesregierung ist festgehalten, dass auf die Schonung landwirtschaftlich 

hochwertiger Böden Bedacht zu nehmen ist. Sofern landwirtschaftliche 

Nutzflächen herangezogen werden, sollen laut Leitfaden die besten Böden 

gemieden werden. Aus diesem Grund sollen hochwertige und mittelwertige Böden 

(laut elektronischer Bodenkarte – eBOD) vorab ermittelt werden. 

Die NÖ Landes-Landwirtschaftskammer spricht sich gegen die Festlegung von 

Potential- und Prüfflächen hinsichtlich hochwertiger landwirtschaftlicher Böden für 

Freiflächenphotovoltaikanlagen aus und ersucht dies bei der Ausweisung zu 

berücksichtigen. 

Die Festlegung von Potential- und Prüfflächen für Freiflächenphotovoltaikanlagen 

im Gemeindegebiet von Waldenstein erfolgte über einen Abschichtungsprozess 

gemäß dem Leitfaden „Widmungsart Grünland-Photovoltaikanlagen – Ein 

Leitfaden zur Ausweisung im Flächenwidmungsplan“ vom Amt der NÖ 

Landesregierung und wurde in einem Umweltbericht dokumentiert.  

Hinsichtlich des Bodenverbrauchs und dem Schutz hochwertiger 

landwirtschaftlicher Flächen wird im Umweltbericht angeführt, dass die besten 



46,61% der Böden im gesamten Gemeindegemeindegebiet nicht für die Errichtung 

von Freiflächenphotovoltaikanlagen zur Verfügung stehen. Diese 764 ha bleiben 

für die Landwirtschaft erhalten. Flächen, mit guten Bodenbonitäten, welche im 

Zuge der Homogenisierung hinzugefügt wurden, werden als Prüfflächen – ebenso 

wie agrarische Schwerpunkträume gem. regionalem Raumordnungsprogramm 

Bezirk Gmünd -  ausgewiesen. Hierbei darf nur ein untergeordneter Anteil der 

geplanten Freiflächenanlagen auf diesen Prüfflächen zu liegen kommen.  

Weiters ist vorgesehen, dass die Bodenbonität nur in Hintausbereichen bei 

Freiflächenanlagen bis zu einer Größe von maximal 200 m² keine Bedeutung haben 

und im Einzelfall möglich sein können. Eine Einzelfallprüfung ist auch bei der 

Errichtung von Agri-PV-Freiflächenanlagen bis zu einer Größe von 3.000m² 

zulässig, wenn sich diese in Hintausbereichen befindet. 

Es kann daher davon ausgegangen werden, dass ein Großteil dieser Flächen 

ebenfalls der landwirtschaftlichen Nutzung erhalten bleiben.  

Zudem wird darauf hingewiesen, dass eine Ausweisung als Prüf- oder 

Potentialfläche nicht automatisch eine Verbauung mit einer 

Photovoltaikfreiflächenanlage bedeutet. Insgesamt werden voraussichtlich nur auf 

einem Bruchteil der Gemeindefläche Photovoltaikfreiflächenanlagen errichtet 

werden. 

Die Bewertung der Böden hinsichtlich ihres landwirtschaftlichen Nutzens erfolgte 

über die Bodenwertzahl der Finanzbodenschätzung. Dies hat den Hintergrund, 

dass in der Finanzbodenschätzung die Flächen genauer (von 1 bis 100) als in der 

digitalen Bodenkarte (fünf Bewertungsklassen) bewertet werden und somit eine 

bessere und detailliertere Unterteilung der Flächen erfolgen kann. Dadurch wird 

sichergestellt, dass tatsächlich die besten Böden des Gemeindegebietes für die 

landwirtschaftliche Nutzung erhalten bleiben. 

Somit wird von Seiten der Gemeinde Waldenstein auf den Bodenverbrauch und den 

Schutz hochwertiger landwirtschaftlicher Flächen geachtet.  

Freiflächenphotovoltaikanlagen sollen als zusätzliches Potential zu 

Dachflächenanlagen ermöglicht werden. In der Gemeinde Waldenstein bestehen 

bereits 164 Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von 1.795 Watt/Einwohner1, 

wovon ein Großteil Dachflächenanlagen sind. Dies ist im niederösterreichischen 

Durchschnitt ein durchschnittlicher Wert. Das zeigt, dass die Gemeindebürger der 

erneuerbaren Energiegewinnung positiv gegenüberstehen und daher das Angebot 

durch die Ermöglichung von Freiflächenphotovoltaikanlagen erweitert werden soll.  

Zudem soll darauf hingewiesen werden, dass die Gemeinde Waldenstein aufgrund 

des nahe gelegenen Umspannwerks im Süden der Nachbargemeinde Gmünd über 

eine Gunstlage für Freiflächenphotovoltaikanlagen verfügt und somit auch eine 

Verantwortung hinsichtlich der Energieversorgung trägt.  

 

 

Die niederösterreichische Landes-Landwirtschaftskammer führt zu 

Änderungspunkt 5 aus, dass bei erhaltenswerten Gebäuden im Grünland die 

Errichtung von Nebengebäuden im Ausmaß von maximal 99 m² zulässig sein soll. 

Seit der 6. Novelle des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 ist zwar die Erhöhung der 

Summe der Grundrissflächen aller Nebengebäude eines erhaltenswerten Gebäudes 

durch die Gemeinde auf 100 m² möglich, eine solche Erhöhung hat jedoch immer 

im Einzelfall zu erfolgen. Eine generelle Erhöhung für das gesamte 

Gemeindegebiet hat der Landesgesetzgeber nicht vorgesehen. 

Lediglich eine Einschränkung der Nutzung bzw. der Erweiterungsmöglichkeiten 
 

 



kann generell für erhaltenswerte Gebäude im Grünland sowie deren Nebengebäude 

im gesamten Gemeindegebiet festgelegt werden, wobei auch dies nur für eine 

entsprechende große Anzahl gleich gelagerter Fälle möglich ist. 

Der Gemeinderat verkennt hier, dass das NÖ Raumordnungsgesetz 2014 in § 20 

Abs. 2 Z 4 lit. c eine solche generelle Erhöhungsmöglichkeit für Nebengebäude 

vorsieht. Vielmehr müsste die Erweiterung der Grundrissflächen aller 

Nebengebäude von erhaltenswerten Gebäuden im Grünland immer im Einzelfall 

erfolgen.  

Die NÖ Landes-Landwirtschaftskammer spricht sich somit gegen diese Änderung 

des örtlichen Raumordnungsprogrammes aus, da aus Sicht der gefertigten Kammer 

hierfür keine Rechtsgrundlage besteht. 

Im Zuge der Erstellung des Änderungspunktes wurden die im gesamten 

Gemeindegebiet befindlichen erhaltenswerten Gebäude gesichtet. Mehr als die 

Hälfte dieser erhaltenswerten Objekte (11 von 19) verfügt bereits derzeit über 

bewilligte Nebengebäude, die 50 m² übersteigen. Da die Nebengebäude im 

Nahbereich der erhaltenswerten Gebäude errichtet werden und teilweise bereits 

größer ausgeführt sind, ist auch mit keiner großflächigeren zusätzlichen 

Beanspruchung von landwirtschaftlich genutzten Bereichen zu rechnen. Weiters 

wird darauf hingewiesen, dass der Nahbereich der im Grünland-erhaltenswerten 

Gebäuden hauptsächlich als Gartenbereich genutzt wird und nicht als 

landwirtschaftliche Produktionsfläche bewirtschaftet wird. 

Die Möglichkeit zur Erweiterung der Summe der Grundrissflächen von 

Nebengebäuden der erhaltenswerten Gebäude im Grünland auf bis zu 100 m² 

wurde im Rahmen der  

6. Novelle des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 (rechtskräftig seit 10.12.2020) 

geschaffen. 

Im Anschreiben der Abteilung RU1 vom 18.11.2025 findet sich kein Hinweis, dass 

die Erhöhung der Summe der Grundrissflächen aller Nebengebäude eines 

erhaltenswerten Gebäudes im Grünland auf maximal 99 m² vom Amt der NÖ 

Landesregierung als nicht zulässig gesehen wird. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, führt jedoch nicht zu einer 

Abänderung der aufgelegten Widmungsänderungen. 

 

Vom Amt der NÖ Landesregierung (Abt. RU1) wurde am 18.11.2025 das 

raumordnungsfachliche Gutachten der zuständigen Amtssachverständigen Frau Dipl.-Ing. 

Helma Hamader übermittelt. Hierbei wurde auf einen erforderlichen Ergänzungsbedarf 

hingewiesen.  

 

Im raumordnungsfachlichen Gutachten wird zur Übertragung des örtlichen 

Entwicklungskonzeptes in ein anderes geografisches Informationssystem (GIS-System) 

angeführt, dass geringfügige grafische Anpassungen vorgenommen und einige 

Legendenformulierungen adaptiert wurden. Inhaltlich wurden keine Änderungen 

vorgenommen. Ergänzend wurden die Kenntlichmachungen von Waldflächen, Brunnen- 

und Quellschutzgebieten und eines Naturdenkmals aktualisiert. Ebenso wurden die 

Festlegungen des regionalen Raumordnungsprogrammes im örtlichem 

Entwicklungskonzept dargestellt und die Darstellung der unbebauten Baulandbereiche 

aktualisiert. 

 

Hinsichtlich Änderungspunkt A des örtlichen Entwicklungskonzeptes wird angeführt, dass 

die Festlegung der Potentialflächen im örtlichen Entwicklungskonzept und in der 



Verordnung fachlich nachvollziehbar und schlüssig sind. Es bestehen keine Widersprüche 

zu den Planungsvorgaben des NÖ Raumordnungsgesetzes. 

 

Zu Änderungspunkt B wird ausgeführt, dass die geplanten Maßnahmen fachlich schlüssig 

und nachvollziehbar sind und der geordneten und vorausschauenden Planung des 

Siedlungsgebietes dienen. 

  

Bei Änderungspunkt C wird von der Amtssachverständigen für Raumordnung angeführt, 

dass sich der Planungsbereich innerhalb eines agrarischen Schwerpunktraumes des 

regionalen Raumordnungsprogrammes befindet. Dementsprechend ist die Zielsetzung für 

einen Sonderstandort entsprechend zu begründen und der Standort hinsichtlich seiner 

Eignung anhand von Standortkriterien zu prüfen sei. Diese Begründung wurde erst im 

Zuge der Erläuterung zu Änderungspunkt 8 des Flächenwidmungsplanes angeführt. Der 

Bericht ist dementsprechend zu überarbeiten und den Beschlussunterlagen beizulegen. 

Hinsichtlich der Lage außerhalb von Siedlungsbereichen sowie der Lage innerhalb eines 

agrarischen Schwerpunktraumes wurde argumentiert, dass sich beim Standort für den 

Lagerplatz und Bauhof aufgrund der geplanten Nutzung mehrere Synergieeffekte mit der 

Kläranlage ergeben (Klärschlammlagerung, Betreuung Kläranlage). Die Sonderzone ist 

hinsichtlich dieser spezialisierten Standortbegründung näher zu bezeichnen (z.B.: Bauhof, 

Gemeindeeinrichtungen, …). Darüber hinaus ist die Argumentation fachlich schlüssig und 

nachvollziehbar.  

Darüber hinaus wurde unter ÄP 8/FWP der Standort auch hinsichtlich Landschaftsbilds, 

Verkehrserschließung und Lärmemissionen geprüft. Aufgrund der Lage in Senkenbereich 

des Elexenbaches ist der Standort wenig einsichtig und soll durch einen Grüngürtel 

zusätzlich in das Landschaftsbild integriert werden. Der Standort ist von keinen 

Naturgefahren betroffen. 

Darüber hinaus ist die Festlegung des Sonderstandortes nachvollziehbar begründet. Es 

bestehen keine Widersprüche zu den Planungsvorgaben des NÖ Raumordnungsgesetz. 

Im Erläuterungsbericht wird – entsprechend der Ausführungen der Amtssachverständigen 

– die Standorterläuterung des Sonderstandortes im agrarischen Schwerpunktraum nun 

auch beim Änderungspunkt C detailliert angeführt. Der abgeänderte Erläuterungsbericht 

liegt den Gemeinderatsbeschlussunterlagen bei.  

Weiters wird die textliche Festlegung „Option für Umwandlung in Sonderzone“ näher 

bezeichnet und in „Option für Umwandlung in eine Sonderzone für technische 

Gemeindeeinrichtungen“ abgeändert. Dadurch soll auch klargestellt werden, dass dieser 

Bereich nicht etwa für soziale Gemeindeeinrichtungen herangezogen werden soll. 

 

Bei Änderungspunkt 1 geht die Amtssachverständige für Raumordnung bereits auf die 

vorab übermittelten – und nun zur Beschlussfassung vorgelegten – Plandarstellungen ein. 

Auf Basis dieser Unterlagen wird im raumordnungsfachlichen Gutachten schlussfolgend 

festgestellt, dass die Festlegung des Feuerwehrstandortes nachvollziehbar begründet ist 

und als Baulandmobilisierungsmaßnahme eine Befristung auf sieben Jahre festgelegt wird. 

Die weiteren Umwidmungsmaßnahmen sowie die Ausweisung des Sonderstandortes 

stellen Umsetzungen des Örtlichen Entwicklungskonzeptes dar. Es bestehen keine 

Widersprüche zu den Planungsvorgaben des NÖ Raumordnungsgesetz. 

 

Zu Änderungspunkt 6 wird angeführt, dass die Maßnahme eine Umsetzung des örtlichen 

Entwicklungskonzeptes darstellt. Aufgrund der dokumentierten Nachfrage, der gesicherten 

Verfügbarkeit sowie der infrastrukturellen Vorleistungen der Gemeinde, kann den 

Darlegungen im Erläuterungsbericht hinsichtlich der Abrundung des Siedlungsgebietes 

gefolgt werden. 



 

Änderungspunkt 8 stellt eine Umsetzung des örtlichen Entwicklungskonzeptes dar. Es 

bestehen keine Widersprüche zu den Planungsvorgaben des NÖ Raumordnungsgesetz. 

 

Bei den weiteren Änderungspunkten 3, 4, 5, 7 bestehen keine Widersprüche zu den 

Planungsvorgaben des NÖ Raumordnungsgesetzes. 

 

Am 17.11.2025 wurde von der Abt. Bau- und Raumordnungsrecht (RU1) eine 

naturschutzfachliche Stellungnahme  der Firma coopNATURA - Büro für Ökologie & 

Naturschutz, Pollheimer & Partner OG, Kremstalstraße 77, 3500 Krems an der Donau 

übermittelt. 

Gemäß der naturschutzfachlichen Stellungnahme kann ausgeschlossen werden, dass durch 

die Änderungen des örtlichen Raumordnungsprogrammes (sowohl örtliches 

Entwicklungskonzept als auch Änderung Flächenwidmungsplan) ein Widerspruch zu den 

Vorgaben von Europaschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten oder Naturschutzgebieten 

entsteht (§ 24 Abs. 11 Z 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014 - NÖ ROG 2014 - iVm § 

29 Abs. 5 NÖ Naturschutzgesetzes 2000 – NÖ NSchG 2000) besteht. 

Hinsichtlich des Themenkreises Artenschutz wird festgehalten, dass für die 3 

Änderungspunkte des örtlichen Entwicklungskonzeptes zum gegenwärtigen Zeitpunkt 

keine Abschätzung der Auswirkungen auf den Artenschutz abzugeben ist. Diese sind im 

Fall einer Änderung des Flächenwidmungsplans konkret auszuarbeiten und für jeden 

einzelnen Änderungspunkt darzustellen. Dies betrifft besonders Flächen, die ein erhöhtes 

Potenzial für den Artenschutz aufweisen (z.B. extensive Wiesenflächen, Wälder, Gehölze, 

Feuchtflächen). Im Bereich von verbuschten Freileitungstrassen ist jedenfalls ein 

mögliches maßgebliches Vorkommen von vollkommen geschützten Reptilienarten und der 

Haselmaus zu bedenken und sind diesbezüglich fachlich begründete Aussagen abzugeben. 

Für sämtliche Änderungspunkte wird im Erläuterungsbericht und in der 

naturschutzfachlichen Stellungnahme Dr. Schön ausführlich und nachvollziehbar 

dokumentiert, dass maßgebliche Auswirkungen auf den Artenschutz fachlich begründet 

ausgeschlossen werden können. Dies betrifft v.a. auch den Änderungspunkt 1, bei dem 

aufgrund der Stellungnahme Dr. Schön ein größerer Abstand zum Albrechtser Teich 

eingehalten wurde. 

 

Abänderungen zum aufgelegten Entwurf: 

Die abgeänderten Plandarstellungen liegen den Gemeinderatsbeschlussunterlagen bei. 

 

Änderungspunkte B & 1: Entsprechend der Anmerkungen der Amtssachverständigen für 

Raumordnung im Rahmen einer Besprechung wird zur Sicherstellung einer 

funktionsgerechten Erschließung des Feuerwehrgeländes die Verkehrsfläche im örtlichem 

Entwicklungskonzept bzw. die öffentliche Verkehrsfläche im Flächenwidmungsplan mit einer 

Breite von 8,5m festgelegt.  

 

In der Legende des Flächenwidmungsplans wird das erstmals ausgewiesene befristete 

Bauland (Bauland-Sondergebiet-Feuerwehr befristet auf 7 Jahre und danach Grünland-Land- 

und Forstwirtschaft-Offenlandfläche (BS-Feuerwehr-F1) erläutert. 

 

Änderungspunkt C: Entsprechend der Anmerkungen der Amtssachverständigen für 

Raumordnung im Rahmen des raumordnungsfachlichen Gutachtens wird die textliche 

Festlegung „Option für Umwandlung in Sonderzone“ näher bezeichnet und in „Option für 

Umwandlung in eine Sonderzone für technische Gemeindeeinrichtungen“ abgeändert. 

 



Die Beschlussfassung soll in drei Verordnungen erfolgen.  

Die Änderungspunkte A, 3 - 7 stellen hierbei Teil der Verordnung A dar. 

Änderungspunkt B und 1 sollen als Verordnung B beschlossen werden und die  

Änderungspunkte C und 8 als Verordnung C zur Beschlussfassung vorgelegt werden. 

 

Der Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, den Änderungspunkt A (örtliches 

Entwicklungskonzept) und  3 – 7  (Flächenwidmungsplan) der  

10. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes mittels folgender Verordnung A zu 

beschließen: 

 

Verordnung A:  
 

 

§ 1 Auf Grund des § 25 Abs. 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, 

LGBl. 3/2015 i.d.g.F., wird das örtliche 

Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan) dahingehend 

abgeändert, dass für die auf der hiezu gehörigen 

Plandarstellung rot umrandeten Grundflächen in den 

Katastralgemeinden Waldenstein, Großhöbarten und Grünbach 

(Änderungspunkte 3 – 7) die auf der Plandarstellung durch 

rote Signatur dargestellte Widmungsart festgelegt wird. 

  

 Weiters wird auf Grund des § 25 Abs. 1 des NÖ 

Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. 3/2015 i.d.g.F., das 

örtliche Raumordnungsprogramm dahingehend abgeändert, dass 

für das gesamte Gemeindegebiet der Verordnungstext und in 

der Legende der Plandarstellung des Flächenwidmungsplanes 

ein Eintrag ergänzt wird. 

 

§ 2 Zudem wird das Örtliche Entwicklungskonzept für das gesamte 

Gemeindegebiet (ÄP A) abgeändert. Diese Änderung wird als 

Farbdarstellung ausgeführt. 

 

§ 3 Weiters wird der Verordnungstext des örtlichem 

Raumordnungsprogramm durch folgende Festlegungen ergänzt: 

  

Im § 3 „Besondere Ziele“ Abs. 6 „Ver- und Entsorgung“ wird 

Zi.4 

 
„4. „Die raumordnungsrechtlichen Voraussetzungen zur 

Nutzung von erneuerbaren Energien sollen unter 

Berücksichtigung der Qualität der landwirtschaftlich 

genutzten Böden sowie unter Berücksichtigung des Orts- und 

Landschaftsbildes geschaffen werden.“ 

 

ergänzt. 

 

Weiters ist vorgesehen im §6 „Sonstige Maßnahmen“ den 

Absatz 

 

„8. Erneuerbare Energien“ 

 

hinzuzufügen.  

 

Unter § 6 „Sonstige Maßnahmen“ Abs. 8 „Erneuerbare 

Energien“ wird Zi.1  



 

„8. Erneuerbare Energien 

1. Photovoltaikfreiflächenanlagen mit einem Flächenausmaß 

von unter 2 Hektar sind lediglich auf jenen Flächen 

zulässig, die gemäß örtlichem Entwicklungskonzept bzw. der 

Plandarstellung „Potentialflächen für 

Freiflächenphotovoltaikanlagen“ überwiegend als Potential- 

und/oder Prüfflächen ausgewiesen sind und dem jeweils 

aktuellen und vom Gemeinderat beschlossenen 

„Kriterienkatalog zur Definition örtlicher Vorrang- und 

Eignungszonen für die Widmung Grünland-Photovoltaikanlage 

zur Errichtung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen unter 2 

ha im Gemeindegebiet der Gemeinde Waldenstein“ 

entsprechen.“ 

 

ergänzt. 

 

Außerdem wird im Verordnungstext zum örtlichen 

Raumordnungsprogramm § 5 „Baubehördliche Maßnahmen“ um  

Abs. 3 „Nebengebäude von Grünland-erhaltenswerten Gebäude“ 

ergänzt: 

 

„Abs.3 Nebengebäude von Grünland-erhaltenswerten Gebäuden: 

Für die als erhaltenswerten Gebäude ausgewiesenen Gebäude 

im Grünland gilt: Die Summe der Grundrissflächen aller 

Nebengebäude eines im Grünland-erhaltenswerten Gebäudes 

darf maximal 99 m² betragen, jedoch unter Berücksichtigung 

des § 20 Abs. 5 Zi. 1 NÖ ROG 2014, LGBl.Nr. 3/2015 

i.d.g.F.“ 

 

 

§ 4 Die Plandarstellungen, die gemäß § 2 Zi. 3d bzw. 3a der 

Planzeichenverordnung, LGBl. 8000/2-0, als Schwarz-Rot-

Darstellung bzw. Farbdarstellung ausgeführt und mit einem 

Hinweis auf diese Verordnung versehen sind, liegen im 

Gemeindeamt Waldenstein während der Amtsstunden zur 

allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 5 Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die 

NÖ Landesregierung und nach ihrer darauffolgenden 

Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 

Der Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, den Änderungspunkt B (örtliches 

Entwicklungskonzept) und  1 (Flächenwidmungsplan) der  

10. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes, unter Berücksichtigung der 

Abänderungen bei den beiden Änderungspunkten mittels folgender Verordnung B zu 

beschließen: 

 

 

 

 

 



Verordnung B:  
 

 

§ 1 Auf Grund des § 25 Abs. 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, 

LGBl. 3/2015 i.d.g.F., wird das örtliche 

Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan) dahingehend 

abgeändert, dass für die auf der hiezu gehörigen 

Plandarstellung rot umrandeten Grundflächen in der 

Katastralgemeinde Albrechts (Änderungspunkt 1) die auf der 

Plandarstellung durch rote Signatur dargestellte 

Widmungsart festgelegt wird. 

 

§ 2 Zudem wird das Örtliche Entwicklungskonzept in der 

Katastralgemeinde Albrechts (ÄP B) abgeändert. Diese 

Änderung wird als Farbdarstellung ausgeführt. 

 

§ 3 Die Plandarstellungen, die gemäß § 2 Zi. 3d bzw. 3a der 

Planzeichenverordnung, LGBl. 8000/2-0, als Schwarz-Rot-

Darstellung bzw. Farbdarstellung ausgeführt und mit einem 

Hinweis auf diese Verordnung versehen sind, liegen im 

Gemeindeamt Waldenstein während der Amtsstunden zur 

allgemeinen Einsicht auf. 

 

§ 4 Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die 

NÖ Landesregierung und nach ihrer darauffolgenden 

Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

Der Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, den Änderungspunkt C (örtliches 

Entwicklungskonzept) und  8 (Flächenwidmungsplan) der  

10. Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes, unter Berücksichtigung der 

Abänderungen bei Änderungspunkt C mittels folgender Verordnung C zu beschließen: 

 

Verordnung C:  
 

 

§ 1 Auf Grund des § 25 Abs. 1 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, 

LGBl. 3/2015 i.d.g.F., wird das örtliche 

Raumordnungsprogramm (Flächenwidmungsplan) dahingehend 

abgeändert, dass für die auf der hiezu gehörigen 

Plandarstellung rot umrandeten Grundflächen in der 

Katastralgemeinde Großhöbarten (Änderungspunkt 8) die auf 

der Plandarstellung durch rote Signatur dargestellte 

Widmungsart festgelegt wird. 

 

§ 2 Zudem wird das Örtliche Entwicklungskonzept in der 

Katastralgemeinde Großhöbarten (ÄP C) abgeändert. Diese 

Änderung wird als Farbdarstellung ausgeführt. 

 

§ 3 Die Plandarstellungen, die gemäß § 2 Zi. 3d bzw. 3a der 

Planzeichenverordnung, LGBl. 8000/2-0, als Schwarz-Rot-

Darstellung bzw. Farbdarstellung ausgeführt und mit einem 

Hinweis auf diese Verordnung versehen sind, liegen im 

Gemeindeamt Waldenstein während der Amtsstunden zur 

allgemeinen Einsicht auf. 

 



§ 4 Diese Verordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch die 

NÖ Landesregierung und nach ihrer darauffolgenden 

Kundmachung mit dem auf den Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die 10. Änderung 

des Örtlichen Raumordnungsprogrammes und die diesbezüglichen 

Verordnungen A, B und C, wie oben beschrieben, beschließen 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig       

zu Punkt  5: 

Der Entwurf der geplanten 7. Änderung des Bebauungsplanes war in der Zeit vom 

05.09.2025 bis 17.10.2025 im Gemeindeamt Waldenstein öffentlich aufgelegt. Während 

dieser Frist wurde eine schriftliche Stellungnahme zur 7.Änderung des Bebauungsplans 

eingebracht. 

 

1. Die Abteilung Wasserrecht und Schifffahrt (WA1, Amt der NÖ Landesregierung) 

teilt in ihrer Stellungnahme zur Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes 

und des Bebauungsplans (Gz.: WA1-ÖWG-11018/010-2016 vom 05.09.2025) als 

Verwaltung des öffentlichen Wassergutes in Vertretung der Republik Österreich 

(Land- und Forstwirtschaftsverwaltung – Wasserbau) als Eigentümerin von 

Gewässergrundstücken im Gemeindegebiet von Waldenstein mit, dass gegen die 

vorgesehene Änderung des Örtlichen Raumordnungsprogrammes 

(Flächenwidmungsplan) grundsätzlich kein Einwand besteht. Es sei jedoch 

unbedingt darauf zu achten, dass entlang der Gewässer ausreichend breite 

Betreuungs- und Erhaltungsstreifen frei von jeglicher Verbauung gehalten werden. 

Die Lage und Breite dieser Betreuungsflächen möge mit der zuständigen 

Wasserbauverwaltung (Abteilung Wasserbau des Amtes der NÖ Landesregierung 

bzw. Forsttechnischer Dienst für Wildbach- und Lawinenverbauung) festgelegt 

werden. 

Durch die geplanten Abänderungen sind keine relevanten Änderungen im Bereich 

der Betreuungs- und Erhaltungsstreifen vorgesehen bzw. wird die Zufahrt zum 

öffentlichen Wassergut nicht verschlechtert.  

 

Diese allgemein formulierte Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, sie führt 

jedoch nicht zu einer Abänderung der aufgelegten Widmungsänderungen. 

 

Abänderungen zum aufgelegten Entwurf: 

Die abgeänderte Plandarstellung liegt den Gemeinderatsbeschlussunterlagen bei. 

 

Änderungspunkt 1: Entsprechend der Anmerkungen der Amtssachverständigen für 

Raumordnung im Rahmen einer Besprechung zur gleichzeitig zur Auflage gebrachten 

10.Änderung des örtlichen Raumordnungsprogrammes wird im Bebauungsplan die 

Straßenfluchtlinie nach Süden verschoben um eine funktionsgerechte Straßenbreite mit 8,5m 

sicherzustellen. Die Straßenbreite wird statt mit 6,0m mit 8,5m festgelegt. Die geänderte 

Flächenwidmung wird auch im Bebauungsplan kenntlich gemacht. 

Analog der Verschiebung der Straßenfluchtlinie wird auch die vordere Baufluchtlinie im 

gleichen Abstand zur Straßenfluchtlinie (3m) nach Süden verschoben.  

 



In der Legende des Bebauungsplans wird das erstmals ausgewiesene befristete Bauland 

(Bauland-Sondergebiet-Feuerwehr befristet auf 7 Jahre und danach Grünland-Land- und 

Forstwirtschaft-Offenlandfläche (BS-Feuerwehr-F1) erläutert. 

 

Vom Amt der NÖ Landesregierung, Abt. RU1, wurden bisher keine Bedenken gegen den 

aufgelegten Entwurf übermittelt. 

 

Da im Rahmen der zeitgleich zu beschließenden 10.Änderung des örtlichen 

Raumordnungsprogrammes die Beschlussfassung in drei Verordnungen erfolgte, wird auch 

die 7.Änderung des Bebauungsplans mittels drei Verordnungen (A - C) beschlossen.  

Die Änderungspunkte 3 - 7 und 9 stellen hierbei Teil der Verordnung A dar. 

Änderungspunkt 1 soll als Verordnung B beschlossen werden und Änderungspunkt 8 als 

Verordnung C zur Beschlussfassung vorgelegt werden.  

 

Der Herr Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, die 7. Änderung des Bebauungsplanes 

(Änderungspunkte 3 - 7 und 9) mittels folgender Verordnung A zu  beschließen: 

 

Verordnung A:  

 
§ 1 Auf Grund der §§ 33 und 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014,  

LGBl. Nr. 3/2015 i.d.g.F., wird der Bebauungsplan in den 

Katastralgemeinden Waldenstein, Großhöbarten, Großneusiedl und 

Grünbach (Änderungspunkte 3 - 7 und 9) dahingehend abgeändert, 

dass die auf der hiezu gehörigen Plandarstellung durch rote 

Signatur dargestellten Festlegungen der Einzelheiten der 

Bebauung und der Aufschließung erlassen werden.  

 

§ 2 Die Plandarstellungen, welche mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen sind, liegen im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den 

Ablauf der 2-wöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 

 

Der Herr Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, die 7. Änderung des Bebauungsplanes 

(Änderungspunkt 1 inklusive der oben angeführten Abänderungen), mittels folgender 

Verordnung B zu  beschließen: 

 

Verordnung B:  

 
§ 1 Auf Grund der §§ 33 und 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014,  

LGBl. Nr. 3/2015 i.d.g.F., wird der Bebauungsplan in der 

Katastralgemeinde Albrechts (Änderungspunkt 1) dahingehend 

abgeändert, dass die auf der hiezu gehörigen Plandarstellung 

durch rote Signatur dargestellten Festlegungen der Einzelheiten 

der Bebauung und der Aufschließung erlassen werden.  

 

 

§ 2 Die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 



 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den 

Ablauf der 2-wöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

 

Der Herr Bürgermeister stellt nunmehr den Antrag, die 7. Änderung des Bebauungsplanes 

(Änderungspunkt 8) mittels folgender Verordnung C zu  beschließen: 

 

Verordnung C:  

 
§ 1 Auf Grund der §§ 33 und 34 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014,  

LGBl. Nr. 3/2015 i.d.g.F., wird der Bebauungsplan in der 

Katastralgemeinde Großhöbarten (Änderungspunkt 8) dahingehend 

abgeändert, dass die auf der hiezu gehörigen Plandarstellung 

durch rote Signatur dargestellten Festlegungen der Einzelheiten 

der Bebauung und der Aufschließung erlassen werden.  

 

 

§ 2 Die Plandarstellung, welche mit einem Hinweis auf diese 

Verordnung versehen ist, liegt im Gemeindeamt Waldenstein 

während der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht auf. 

 

 

§ 3 Diese Verordnung tritt nach ihrer Kundmachung mit dem auf den 

Ablauf der 2-wöchigen Kundmachungsfrist folgenden Tag in Kraft. 

 

  

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die 7. Änderung 

des Bebauungsplanes und die diesbezüglichen Verordnungen A, B und C, wie 

oben beschrieben, beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig.        

zu Punkt  6:   Die Wassergebühren müssen erhöht werden, da keine Kostendeckung in diesem 

Bereich gegeben ist. Mit Herrn Dipl.-Ing. Friedl vom Amt der NÖ 

Landesregierung, Abteilung Siedlungswasserwirtschaft wurde diesbezüglich 

ein Betriebsfinanzierungsplan erstellt. Die Bereitstellungsgebühr soll von  

€ 90,-/Jahr auf € 120,-/Jahr und die Wasserbezugsgebühr von € 1,60/m3 auf 

1,85/m3 erhöht werden. 

Diesbezüglich ist die folgende Neufestlegung der Wasserabgabenordnung 

durch den Gemeinderat zu beschließen. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Waldenstein hat in seiner Sitzung am 19.11.2025 folgende 

 

Wasserabgabenordnung 

nach dem NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 

für die öffentliche Gemeindewasserleitung der Gemeinde Waldenstein 

 

beschlossen: 

 

 



§ 1 

 

In der Gemeinde Waldenstein werden folgende Wasserversorgungsabgaben und 

Wassergebühren erhoben: 

 

a) Wasseranschlussabgaben 

b) Ergänzungsabgaben 

c) Sonderabgaben 

d) Wasserbezugsgebühren 

e) Bereitstellungsgebühren 

 

 

§ 2 

Wasseranschlussabgabe 

 

(1) Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an die 

öffentliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des NÖ 

Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit € 5,70 festgesetzt. 

 

(2) Gemäß § 6 Abs. 5 und 6 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für die 

Ermittlung des Einheitssatzes eine Baukostensumme von € 2.748.187 und eine 

Gesamtlänge des Rohrnetzes von 23.247 lfm zu Grunde gelegt. 

 

§ 3 

Vorauszahlungen 

 

Vorauszahlungen auf die Wasseranschlussabgabe werden keine eingehoben 

 

§ 4 

Ergänzungsabgabe 

 

Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 

Ergänzungsabgabe auf Grund der Bestimmungen des § 7 des NÖ 

Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 

 



 

§ 5 

Sonderabgabe 

 

(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu 

entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden 

Liegenschaft errichteten Baulichkeit ein über den ortsüblichen Durchschnitt 

hinausgehender Wasserverbrauch zu erwarten ist und die Gemeindewasserleitung aus 

diesem Grunde besonders ausgestaltet werden muss. 

 

(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 

Gemeindewasserleitung angeschlossenen Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten 

durch Neu-, Zu- oder Umbau so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten 

Voraussetzungen zutreffen. 

 

(3) Die Sonderabgabe darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten 

Bauaufwand nicht übersteigen. 

 

§ 6 

Bereitstellungsgebühr 

 

(1) Der Bereitstellungsbetrag wird mit € 40,00 pro m³/h festgesetzt. 

 

(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers (in 

m³/h) multipliziert mit dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche 

Bereitstellungsgebühr: 

 

Verrechnungs-

größe in m³/h 

Bereitstellungsbetrag 

in € pro m³/h 

Bereitstellungsgebühr in € 

(Spalte 1 mal Spalte 2 = Spalte 3) 

3 40,00 120,00 

 

 

§ 7 

Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 



 

(1) Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 

wird für 1 m³ Wasser mit € 1,85 festgesetzt. 

 

§ 8 

Ablesungszeitraum 

Entrichtung der Wasserbezugsgebühr 

 

(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr 

gemäß § 11 Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. Der 

Ablesungszeitraum beträgt daher zwölf Monate. Er beginnt am 01. Jänner und endet mit 

31. Dezember  

 

(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden zwei 

Teilzahlungszeiträume wie folgt festgelegt: 

1. von 1. Jänner bis 30. Juni 

2. von 1. Juli bis 31. Dezember 

 

Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die 

Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind 

jeweils am 15. Mai und 15. November fällig. Die Abrechnung der festgesetzten 

Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt 

im ersten Teilzahlungsraum jeden Kalenderjahres und werden die Teilbeträge für die 

folgenden Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 

 

§ 9 

Umsatzsteuer 

 

Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung gelangt 

die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der jeweils 

geltenden Fassung, zur Verrechnung. 

 

 

§ 10 



Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 

Diese Wasserabgabenordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist zunächst folgt, in Kraft. 

Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, 

ist der bisher geltende Abgabensatz anzuwenden. 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Erhöhungen 

der Bereitstellungsgebühr auf € 120,-/Jahr und der Wasserbezugsgebühr auf 

1,85/m3 und die diesbezügliche Neufestlegung der Wasserabgabenordnung 

beschließen: 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig    

zu Punkt  7: Die Kanalgebühren müssen erhöht werden, da keine Kostendeckung in diesem 

Bereich gegeben ist. Mit Herrn Dipl.-Ing. Friedl vom Amt der NÖ 

Landesregierung, Abteilung Siedlungswasserwirtschaft wurde diesbezüglich 

ein Betriebsfinanzierungsplan erstellt. Die Kanalbenützungsgebühr soll von  

  € 2,20/m2 auf 2,60/m2 erhöht werden.  

Diesbezüglich ist die folgende Neufestlegung der Kanalabgabenordnung durch 

den Gemeinderat zu beschließen. 

Der Gemeinderat der Gemeinde Waldenstein hat in seiner Sitzung am 19.11.2025 

beschlossen: 

 

Kanalabgabenordnung 

Der Gemeinde Waldenstein 

 

§ 1 

 

In der Gemeinde Waldenstein werden Kanalerrichtungsabgaben 

(Kanaleinmündungs-, Ergänzungs- und Sonderabgaben) und 

Kanalbenützungsgebühren nach Maßgabe der Bestimmungen des NÖ 

Kanalgesetzes 1977 erhoben. 

 

 

§ 2 

 

A. Einmündungsabgabe für den Anschluss an oder die Umgestaltung in einen  

öffentlichen 

 



 

Schmutzwasserkanal 

 

(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgaben für die 

Einmündung in den öffentlichen Schmutzwasserkanal wird gemäß § 3 Abs. 3 des NÖ 

Kanalgesetzes 1977 mit € 12,- festgesetzt. 

 

(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes 1977 wird für die Ermittlung des 

Einheitssatzes (Abs. 1) eine Baukostensumme von € 7.444.914 und eine 

Gesamtlänge des Schmutzwasserkanalnetzes von lfm 25.714 zugrundegelegt. 

Regenwasserkanal 
 

(1) Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe für die 

Einmündung in den öffentlichen Regenwasserkanal wird gemäß § 3 Abs. 3 des 

NÖ Kanalgesetzes 1977 mit € 4,00 festgesetzt. 

 

(2) Gemäß § 6 Abs. 2 des NÖ Kanalgesetzes1977 wird für die Ermittlung des 

Einheitssatzes (Abs. 1) eine Baukostensumme von € 2.878.280 und eine 

Gesamtlänge des Regenwasserkanalnetzes von lfm 12.240 zugrundegelegt. 

 

 

§ 3 

Ergänzungsabgaben 

 

Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanaleinmündungsabgabe ist in gleicher 

Höhe für die Berechnung der Ergänzungsabgaben zur Kanaleinmündungsabgabe 

anzuwenden. 

 

§ 4 

Sonderabgaben 

 

Ergibt sich aus § 4 des NÖ Kanalgesetzes 1977 die Verpflichtung zur Entrichtung 

einer Sonderabgabe, ist diese Abgabe mit Abgabenbescheid vorzuschreiben. Sie 

darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten Bauaufwand nicht 

übersteigen. 



 

 

§ 5 

Vorauszahlungen 

 

Vorauszahlungen auf die Kanalanschlussabgabe werden keine eingehoben 

 

 

 

 

§ 6 

Kanalbenützungsgebühren für den 

a) Schmutzwasserkanal und b) Schmutz- und Regenwasserkanal (Trennsystem) 

 
1)  Zur Berechnung der laufenden Gebühren für die Benützung der öffentlichen 

Kanalanlage (Kanalbenützungsgebühr) werden für die 
Schmutzwasserentsorgung folgende Einheitssätze festgesetzt: 

 
 a) Schmutzwasserkanal     € 2,60 
       
 
 b) Schmutz- und Regenwasserkanal (Trennsystem)  € 2,60 

werden auch Niederschlagswässer in das Kanalsystem eingeleitet 
     wird ein um 10 % erhöhter Einheitssatz angewendet. 
 
 
 

§ 7 

Zahlungstermine 

 

Die Kanalbenützungsgebühren sind im vorhinein in vierteljährlichen Teilzahlungen 

und zwar jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November bar an die 

Gemeindekassa oder auf ein Konto der Gemeinde zu entrichten. 

 

 

§ 8 

Ermittlung der 

Berechnungsgrundlagen 

 



Zwecks Ermittlung der für die Gebührenbemessung maßgeblichen Umstände haben 

die anschlusspflichtigen Grundeigentümer die von der Gemeinde hiefür aufgelegten 

Fragebögen innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung ausgefüllt bei der 

Gemeinde abzugeben. Allenfalls werden die Berechnungsgrundlagen durch 

Gemeindeorgane (Kommission) unter Mitwirkung der betreffenden 

Grundstückseigentümer ermittelt. 

 

 

 

 

§ 9 

Umsatzsteuer 

 

Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Kanalabgabenordnung 

gelangt die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetztes 1994, in 

der jeweils geltenden Fassung, zur Verrechnung. 

 

 

§ 10 

Schlussbestimmungen 

 

(1) Diese Kanalabgabenordnung tritt mit dem Monatsersten, der dem Ablauf der 

zweiwöchigen Kundmachungsfrist zunächst folgt (§ 11 NÖ Kanalgesetz 1977) in 

Kraft. 

 

(2) Auf Abgabentatbestände für Kanaleinmündungsabgaben, Ergänzungsabgaben 

und Sonderabgaben sowie für Kanalbenützungsgebühren, die vor Inkrafttreten dieser 

Verordnung verwirklicht wurden, sind die bis dahin geltenden Abgaben- und 

Gebührensätze anzuwenden. 

 

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die Erhöhung der 

Kanalbenützungsgebühr auf € 2,60/m2 und die diesbezügliche Neufestlegung 

der Kanalabgabenordnung beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig   

  



zu Punkt  8: Für das Jahr 2026 sollen wieder zwei Stück VOR Klimatickets 

MetropolRegion angekauft werden. Der Ankaufspreis beträgt € 1.000,-/Ticket. 

Die Ausgabe an die Hauptwohnsitzer erfolgt nach den Richtlinien die in der 

Gemeinderatssitzung vom 16.12.22 unter TOP 14 beschlossen wurden.    

Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge den Ankauf von 

zwei Klimatickets, wie oben beschrieben, beschließen. 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig  

zu Punkt  9:   Unser Nahversorger Nah&Frisch Oberbauer Nicole soll zu einem Hybridmarkt 

umgebaut werden. Um die dafür notwendige und angedachte NAFES-

Förderung zu bekommen, soll der Antrag dafür eingebracht werden.    

   Antrag des Gemeindevorstandes: Der Gemeinderat möge die 

Antragsstellung bezüglich Hybridmarkt, wie oben beschrieben, beschließen 

   Beschluss: Der Antrag wird angenommen 

   Abstimmungsergebnis: einstimmig        

 

   

    

zu Punkt 10: nicht öffentlicher Tagesordnungspunkt 

zu Punkt 11: nicht öffentlicher Tagesordnungspunkt 

 

   

 

 

Der Herr Bürgermeister schließt um 20.35 Uhr die Sitzung. 

 

 

 


